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In der Strafsache gegen den .Dreher | 

in Zittau, 
wegen Abhörens ausländischer Sender, 

hat das Retehsgericht, 4. .Strafsenat, in der .Sitzung vom 
27. August 1940, an der teilgenommen haben 

als Richter: › 

die Re ichsgeriehtsräte Dr.Schwarz (VOrsitzender), 
~Dr. Ccninx, neuss, Dr.Francke und erahh, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Reichsanwalt Füoegel, 

als ÜrkundSbeamter der Geschäftsstelle: 
der Sekretär Hafering, 

auf die Revision des Angeklagten nach mündlicher VerhaNdlung 
für Recht erkannt: 

. 

Die RevisioN gegen das Ur teil des L~ ~ndgeriehts in B a u t z n 
vom 4. Juni 1940 Wird verworfen. 

Dem.Angeklagten werderz die KOsten des Rechtsmittels auferlegt. 
Vbn Rechts . wegen 

Gründe 

Her Angeklagte tot im Besitz eines seiner .Ehefrau gehörigen 
Vierröhren=Rundfunkgeräts,Werk SiemenS. Hit diesem hat er schon vor 
Kriegsausbruch ausläNdische Sender gehört. Auch nach dem l. Septem; 
bei 1939 hat er in seiner Fbhnung in Zittau ,fortgesetzt ausländi= 
sehe Sender, nämlich den SchWeizer SeNder Beromünster und den 
holländischen Sender Efilversum absichtlich abgehört, obwohl ihm 
das Verbot der Verordnung vom l.September 1939 bekannt war. Der An: 
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geklagte hat sich nach den Feststellungen des Landgerichts damit 
vor teidigt, daß es sich bei den abgehörten Sendungen stets nur um 
musikalische Durbietungen'gehandelt habe und daß er der .Meinung 
gewesen sei, daß sich das Verbot nur auf die .Sendung von Aüchrich= 
ten, nicht auch von fiuszk beziehe. 

Das Landgericht hat diesen Einwand des Angeklagten mit Recht 
für unerheblich gehalten. Nach § 1 der VO über außerordentliche 
Runafunkmqßnahme n ̀ uom I. September 1959 (RGB1 I s.ı6s5) ist das 
absichtlf ehe ábhären ausländischer Sender verboten. das verbot ist 
ohne jede Ei beschränkUng erlassen. ES beschränkt sich nicht auf 
bbchrichten, insbesondere nicht ~aqf solche politische r A r  t, wie 
§ 2 ergibt. .Denn §' 2 spricht in ersichtlichem Gegensatz zu § 1 nur 
von Nachrichten. . . - 

Die Vorschrift des § 1 betrifft auch nicht bloß die uon Aus= 
landssendern (in Sprache oder Gesang) verbreiteten FOrte. Zwar 
heißt es in der .Einleitung der VO: „Jedes FOrt, das der Gegner 
herübersendet, ist selbstverständlich verlegen und daeu bestimmt, 
dem .Deutschen Volks Schaden anzufügen". .Damit sollte indessen nur 
das Hbuptmíttel hervorgehoben werden, durch das der ausländische 
Rundfunk das deutsche Volk zu eermärben sucht. .Henn schon in der 
Einleitung selbst wird von der Fylicht gesprochen, grundsätzlich 
das Abhören ausländischer Sender zu unterlassen. 'Hier fehlt also 
jede Beschränkung, sei es auf Nachrichten durch das FOrt; sei es 
auf Sendungen allein des feindlichen ,Gegners'. Ebenso sind nach 
§ 1 diese Schranken nicht. vorhanden. .Er verbietet jedes Abhören 
ausländischer Sender. Danach fällt unter das Perbot auch das Ab: 
hören von Musik, die von einem Sender der Feindstaaten oder der 
sog. neutralen .Staaten gesendet wird. Daß diese Ausweitung des 
Verbots .dem. Willen des GesetzgeberS entspricht, ergibt sich nicht 
nur aus dem WOr tlaut des § 1, sondern auch aus § .5 der BU. euch 
ihm darf›dte Strafverfolgung nur auf Antrag der 8taatspolizeistel= 
len stattfinden. .Diese Prozeøuoraussetzung ist offenbar aufgestellt 
um die SMrajverfolgung nur dort stattfinden zu lassen, wo es aus 
Gründen der Staatssicherheit geboten ist. So werden kletnltche 
Strafverfolgungen vermieden und die richtige Behandlung des .Ein= 
zeljalles gewährleistet. 

-Auch sachliche Gründe sprechen .für die weite Auslegung des 
Verbote des § 1. Ebern auch in musikalischen Darbietungen können 
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geh. Ne u./S 

e*nzelne politische Propagandamíttel eingestreut werden. Ebenso 
könnte das Zulassen des Abhörens von ausländischen musfkuorträgen 
dem Täter als bequeme Ausrede dienen. 

Sollte der Angeklagte jenes Abhören von Hus tkdarbietungen 
für zulässig gehalten haben, so läge nur ein unbeachtlf eher Straf= 
Irrtum vor. 

Die .Einziehung des benutzten Hundfunkapparats entsprach der 
Vorschrift des § 1 s.3 so. Inzwischen ist die so vom 2..nı1z 1940 
(RGBI I $.9421 ergangen, wonach von der Einziehung abgesehen. wer=~ 
den kann, wenn die EMpjungsà nlage ohne Schuld des .Eigentümers 
(hier: die íhejrau des angeklagten) zur Tut benutzt worden ist 
(Vgl. dazu § 554 a StPO). De; diese Voraussetzung im vorliegenden 
Felle Verlag, ist nicht ersichtlich. 

.Die verfahrensrechtltehen Reuisionsrügen sind offensic tlich 
unbegründet. 

Schwarz Coninx 
Dr.Francke Gra in 
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